
 
 
 

V E R G Ü T U N G S V E R E I N B A R U N G 
 

 
zwischen Rechtsanwalt Rainer Brück, Oelschlägerstraße 6, 16515 Oranienburg  
      
        - Auftragnehmer - 
 
und  
 

Name: Vorname: 

PLZ/Ort: Straße/Hausnummer: 

  
        - Auftraggeber - 
 
 
Für die anwaltliche Tätigkeit in der Angelegenheit _________________________________________ 
 
wird vereinbart,  
 
□ dass sich die Gebühren nach einem Gegenstandswert in Höhe von € _____________________ Euro 
    berechnen, falls dieser (gesetzlich oder gerichtlich festgesetzt) nicht höher ist. *) 
 
□ dass anstelle der gesetzlichen oder gerichtlich festgesetzten Gebühren, falls diese nicht höher sind,  
    eine Pauschalvergütung in Höhe von € ___________________ Euro zu zahlen ist. *) 
 
□ dass anstelle der gesetzlichen oder gerichtlich festgesetzten Gebühren, falls diese nicht höher sind, 
    ein Stundensatz in Höhe von € ____________ zu zahlen ist. Die Abrechnung erfolgt je angefangene   
    6 Minuten (1/10 des Stundensatzes). *) 

        *) Zutreffendes ankreuzen und ausfüllen 

 
 
Der Auftraggeber schuldet dem Auftragnehmer mindestens die gesetzliche Vergütung nach dem RVG.  
 
Die Vergütung ist wie folgt fällig: ________________________________________ /auf Anforderung. 
Der Auftragnehmer kann vom Auftraggeber jederzeit einen angemessenen Vorschuss verlangen. 
 
Alle Auslagen, wie Mehrwertsteuer, Reisekosten, Tagegelder, Abwesenheitsgelder, Schreibauslagen 
und dergleichen, werden daneben gesondert erstattet. Der Auftraggeber hat die Kosten für 
Abschriften und Ablichtungen, deren Anfertigung sachdienlich war, auch dann zu erstatten, wenn es 
sich nicht um zusätzliche Abschriften und Ablichtungen im Sinne des Gesetzes handelt. 
 
Der Auftraggeber wird darauf hingewiesen, dass 
 

- der Ausgang des Verfahrens ohne Einfluss auf die Höhe der Vergütung ist; 
- sich die gesetzlichen Gebühren gem. § 2 Abs. 1 RVG nach dem Gegenstandswert berechnen 

können; 



- die vereinbarte Vergütung die gesetzliche Vergütung übersteigen kann/übersteigt; 
- die vereinbarte Vergütung im gerichtlichen Bereich die gesetzliche Vergütung nicht 

unterschreiten darf;    
- sich etwaige Erstattungen bzw. die Übernahme der Kosten durch Dritte (Streitgegner, 

Staatskasse, Rechtsschutzversicherer usw.) in der Regel auf die gesetzlich vorgesehene 
Anwaltsvergütung beschränken und daher die vereinbarte Vergütung unter Umständen von 
Dritten nicht oder nicht vollständig übernommen wird. Insbesondere muss die gegnerische 
Partei, ein Verfahrensbeteiligter oder die Staatskasse im Fall des Obsiegens regelmäßig nicht 
mehr als die gesetzliche Vergütung erstatten. 

 
 
Der Auftraggeber tritt seine Kostenerstattungsansprüche gegenüber dem Gegner, der Justizkasse und 
sonstigen erstattungspflichtigen Dritten in Höhe der Kostenansprüche des beauftragten 
Rechtsanwaltes an diesen mit der Ermächtigung ab, die Abtretung im Namen des Auftraggebers dem 
Zahlungspflichtigen mitzuteilen. 
 
Hinweis zur Rechtsschutzversicherung: 
 
▪ Dem Auftraggeber ist bekannt, dass vorstehende Vereinbarung für die Rechtsschutzver-  
  sicherung nicht verbindlich ist und dass Kosten und Gebühren von dieser nur in gesetzlicher oder  
  gerichtlich festgesetzter Höhe erstattet werden können.  
▪ Zahlungen der Rechtsschutzversicherung werden auf die Vergütungsansprüche aus dieser Verein- 
  barung angerechnet.  
▪ Einwände der Rechtsschutzversicherung jeder Art berühren diese Vereinbarung nicht.   
 
 
Die Vergütungsvereinbarung gilt jeweils nur für eine Instanz bzw. das außergerichtliche Verfahren. 
 
Von dieser Vereinbarung haben beide Seiten je ein Exemplar erhalten. 
 
 
Oranienburg, den ___________________ 
 
 
 
____________________________                                                      ______________________________        

RA Rainer Brück            Auftraggeber 
 
 
 


